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17. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (10. März). 


. Eröffnung 10 Uhr 20 Minuten. Die Tribünen find ſtark beſetzt. Am 
Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg, Hr. v. Selchow und als Reg.⸗Commiſſare 
Geh. Ober⸗Juſtizrath Meyer, Reg, Rath Wohlers und Geh. Reg.⸗Rath Graf 
v. Schlieffen, letzterer für das Cultus⸗Miniſterium; der Cultus miniſter hat 
Be er bezweifle, wegen der Herrenhaus⸗Sitzung im Hauſe erſcheinen 
zu können. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung wird der Antrag des Abg. Kantak 
und Genofjen, betreffend die Aufhebung des Gymnaſiums zu Trzemeszno, 
der Unterrichts⸗Commiſſion überwieſen. 

Der Präſident theilt mit, die zur Berathung des Bonin'ſchen Antrags, 
betreffend „die Natural⸗Leiſtungen für die Truppen im Frieden“ ernannte 
Commiſſion, beſtehend aus den Abgg. Dr. Langerhans, Schulz (Herford), 
Heuffel, Hoppe, Schneider (Sagan), Raffauf, Frhr. v. Gablenz, Ziegler, Range, 
Riebold, Förſter, v. Saucken⸗Julienfelde (Vorſitzender), v. Leipziger, v. Va⸗ 
lentini, hat ſich conftituirt. Die ſieben zur Verſtärkung der Gemeinde⸗Com⸗ 
miſſion bei Verathung des Lette'ſchen Antrages, betreffend „die ländliche 
Polizei⸗ Verwaltung und Entwurf einer Kreis Ordnung“, ernannten Abgeord: 
neten ſind die Abgg. Buchholz, Schmiedicke, v. Sänger, Ziegler, Hirſchberger, 
Donalies, Kreutz. — Ein Geh. Reg.⸗Rath a. D. hat eine Petition einge: 
reicht und darin eine Druckſache „Brief an einen Geiſtlichen ꝛc.“ zur Vers 
theilung beigelegt. 

Das Haus geht ſodann zum erſten Gegenſtand der Tagesordnung 
— — 1 die Fr des Abg. Krieger (Goldap) 

. e — 8 x 

arten 100 beſdliehen g. Aßmann beantragt: Das Haus der Abge 

uf Grund des Art. 84 Al. 4 der Verfaſſun 

der Ahgeordneten, daß Iallung ke get aß Saß 

a) das gegen den Abg Dr. Möller (Königsberg) bei dem königl. 

Stadtgericht zu Königsberg wegen Preßvergebens anhängig 

ae gegenwärtig in zweiter Inſtanz ſchwebende Strafver⸗ 

b) das nach der Anklage vom 12. März 1864 gegen die Abgg. 

Dr. Bender u. Gen. bei dem königl. Kreisgericht zu Mohrungen 
wegen Preßvergehen anhängig gemachte Strafverfahren 

auf die Dauer der gegenwärtigen Sitzungsperiode aufgehoben werde. 

II. Das Präſidium des Abgeordnetenhauſes iſt beauftragt, dieſen Be⸗ 

ſchluß der königl. Staatsregierung mitzutheilen. 

Der Referent giebt zunächſt eine Ueberſicht des Thatbeſtandes. Dr. Ben. 
der und Genoſſen haben eine Druckſchrift: Was thut dem Landmann Noth? 
unterzeichnet, durch welche namentlich die Landleute der Provinz Preußen er⸗ 
mahnt werden, ihre verfaſſungsmäßigen Rechte kennen zu lernen und mann⸗ 
haft zu vertheidigen. Von „Gott und Rechts wegen“ habe der Landmann 
der Provinz Preußen aber noch zu fordern: 0 eine neue Kreisordnung, 2) 
eine Landgemeinde⸗Ordnung, 3) ein beſſeres Geſetz über die ländliche Polizei⸗ 
Verwaltung, 4) das Recht des Abgeordnetenhauſes, über die Verwendung der 
— zu beſchließen, womit die Militärfrage zuſammenhängt. — We⸗ 
gen dieſer Druckſchrift find die Genannten nach § 102 des Strafgeſetzbuches, 
die Mitglieder des Staatsminiſteriums in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt 
zu haben und zwar mit dem Umſtande, daß die Beleibigun den Charalter 
der Verleumdung trage, unter Anklage geſtellt worden. Ein 5 ausreichendes 
altenmäßiges Material zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes, wie im vorliegen. 
den Falle wäre ihm (dem Refer.) in Betreff der Anklage gegen den Dr, Möl- 
ler nicht zugegangen, doch feien, da die Anklage ſich ſchon in der Appellation 
. die thatſächlichen Verhältniſſe auch hier bekannt und der Beklagte in 
e Inſtanz, weil er Anordnungen der Obrigkeit durch Schmähung dem 
Haß und der Vera. tung, ausgeſetzt habe, zur Amtsentſetzung verurtheilt. 

Er wolle weder die Anklage juriſtiſch prüfen, noch die Antlageſchriften 
einer Kritik unterwerfen, um ſeinen Antrag nach keiner Seite hin zu einer 
Parteifrage zu machen. Nach Art. 84 der Verfaſſung ſtehe dem Abgeord⸗ 
netenhauſe die unzweifelhaſte Befugniß zu, jedes gegen ein Mitglied der 
Landesvertretung anhängig gemachte Strafverfahren zu ſiſtiren. er allein 
maßgebende Geſichtspunkt, da nach der Verfaſſung keine Gründe vorgeſchrie⸗ 
ben, ji das Recht der Wähler auf Vertretung. Zwar ſtehe andererſeits die 
ungehemmte Rechtspflege entgegen, allein Gar und Zweck des Straſverfah⸗ 
rens würden durch die Siſtirung in keiner Weſſe geändert, nicht einmal ers 
ſchwert; von einer Verdunkelung des Thatbeſtandes könne die Rede nicht 
fein. Nachtheile durch einen Aufſchub der Rechlſprechung ſeien nicht abzu⸗ 
ſehen. Die weiten Entfernungen der Gerichtsſtände würden außerdem eine 
Abweſenhel von mehreren Tagen nothwendig machen. Im Intereſſe der 
Wähler alio, im Intereſſe des Hauſes, in Anbetracht der Veſchränkung einer 

roßen Anzahl Mitglieder in ihrer parlamentariſchen Thätigkeit bittet Redner, 
einem Aue einſtimmig beizutreten. 

(Die ausführliche Rede des Abg. Dr. Waldeck über dieſen Gegenſtand 
theilen wir im „Morgenbl.“ mit, um Raum zu gewinnen für die Debatten 
über 15 . — der breslauer Stadtverordneten⸗Verſammlung. D. Red.) 

Abg. v. Kirchmann (für den Antrag), mit dem er zugleich eine Be⸗ 
ſprechung der Stellung, in die ſich die peutischen Richter verſetzt ſehen, 
verbunden wiſſen möchte. Indeſſen würde dieſe Angelegenheit ſich vielleicht 
zu einer Interpellation eignen, die der Redner ſich vorbehält. 

Abg. Gr. Eulenburg (für den Antrag): Wenn die Verfaſſung der 
Landesvertretung eine gewiſſe Befugniß ertheilt, wird nicht vorausgeſetzt, 
daß dieſe Befugniß bei jeder Gelegenheit zur Anwendung kommen ſoll, im 
Gegentheil muß das Haus ſich beſtimmter Gründe bewußt ſein, welche das 
Motiv für die Anwendung der Befugniß abgeben. Ich gehe nun im vor⸗ 
liegenden Falle freilich nicht von einer Kritik des Lichterlichen Verfahrens 
aus, denn wozu das führt, haben wir aus der Rede des Abg. für Bielefeld 
zur Genüge erſehen, und ich verwarne das Haus, daß es ſich über das 
richterliche Verfahren nicht eine oberrichterliche Gewalt anmaße. Nicht aus 
ſolchen Gründen, ſondern lediglich deshalb, weil durch die Entfernung von 
17 bis 18 Abgeordneten eine erhebliche Störung der Geſchäfte des Hauſes 
berbeigeführt werden würde, und weil ich gplaube daß durch einen kurzen 
Aufihub des gerichtlichen Verfahrens eine erdunfelung des Thatbeſtandes, 
der ja ſo klar vorliegt, nicht herbeigeführt werden kann, werde ich mit meinen 
Freunden dem Antrage des Referenten zustimmen. 

Abg. Dr, Bender (perſönlich): Meine Freunde, gegen welche das gericht⸗ 
liche Verfahren ſchwebt, haben mich zu der rklarung beauftragt, daß ſie ſich 
der Abſtimmung enthalten werden. . 

Abg. Krieger (als Antragſteller): Ich babe nicht finden können, daß 
der Abg. Waldeck aber das richterliche Verfahren eine oberrichterliche Gewalt 
des Hauſes in Anſpruch genommen habe. Die Kritik, die er geübt hat, ift 
nicht ohne Präcedenzfälle und ich erinnere nur an die Vota, welche die Abg. 
Simſon und andere rechtsgelehrte Mitglieder des Hauſes bei ähnlichen Ge⸗ 
legenheiten abgegeben haben. Eine lichtvollere Auffaſſung des Art. 84 der 
Verſaſſung, als die, welche dem Vorredner vorgeſchwebt haben mag, iſt 
Tweſten's, daß die Suspenſton des richterlichen Verfahrens gegen Abgeord⸗ 
nete während der Dauer der Seſſion die Regel iſt, und daß nur Ausnahme ⸗ 
fälle das Haus beſtimmen dürfen, der Unterſuchung ihren Lauf zu eftatten. 
Das Recht der vollen Wirkſamkeit der Landesvertretung ſteht offenbar höher als 
das Intereſſe des Strafrechts. Nur wenn es ſich um ein gemeines Ver⸗ 
brechen handeln würde, oder wenn durch die Suspenſion des richterlichen 
Verfahrens eine Verdunkelung des Thatbeſtandes zu befürchten ſtände, würde 
das Intereſſe des Strafrechts dem Recht auf eine volle und unbehinderte 
Wirkſamkeit der Landesvertretung vorangehen. . 

Abg. Dr. Waldeck: Es bat ganz und gar nicht in meiner Abſicht ge⸗ 
legen, weder in dieſem noch im vorigen 


eine vorhergehende oder nachfolgende Kritik auszuüben; ich nehme es aber 


als Abgeordneter in Anſpruch, an dieſer Stelle als politiſcher Mann und als] der T 


Geſchworener hier zu motibiren, warum ich die Handlung nicht von der Art 
halte, um ihr das Privilegium zu verſagen. Deen poliliſchen Geſichtspunkt 
babe ich in meiner Rede hervorgehoben, und dazu war es für mich durchaus 
nothwendig, den Begriff der Beleidigung zu entfernen, eben weil ich die Be⸗ 
leidigung des Miniſteriums für etwas höchſt Verkehrtes in jeder Beziehung 
erklären müßte. (Bravo.) 
Abg. Gr. Eulenburg (perſönlich): Ich habe dem Abg für Bielefeld 


nicht die Abſicht untergelegt, eine oberrichterliche Gewalt üben zu wollen, 


ahre über den Richterſpruch irgend | t 


0 


- Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſondern nur geſagt, daß die Kritik, die er ausgeübt hat, ganz von ſelbſt dazu 
führt. Was die „lichtvolle“ Auffaſſung anbetrifft, jo möchte ich dem Abg. 
für Goldap bemerken, daß mir diejenige vorgeſchwebt hat, welche im vorigen 
Jahre von dem Abg. für Malmedy gegeben worden iſt. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Referenten einſtim⸗ 
mig angenommen. 

Der zweite Gegenſtand der T.⸗O. iſt die Fortſetzung der Debatte über die 
Petitionen der Städte Breslau und Bromberg und den Bericht 
der Gemeinde⸗Commiſſion. Zu dem Antrage derſelben hat der Abg. Dr. Ja⸗ 
cobi folgendes Amendement eingebracht: „Das Haus der Abg. erkennt die 
Petitionen der Stadtverordneten zu Breslau und des Magiſtrats zu Brom: 
berg für begründet an, erklärt, daß das Verfahren der Staatsregierung eine 
Beſchränkung der Gemeindefreibeit, ein Eingriff in das den Communen ver⸗ 
faſſungsmäßig zuſtehende Petitionsrecht iſt und beſchließt, die Petitionen mit 
dieſer Erklärung der k. Staatsregierung zur Abhilfe zu überweiſen. Motiv 
Art. 32 der Verf.⸗Urkunde.“ Mit Rückſicht auf dieſen Antrag zieht der Abg. 
Schulze (Berlin) den ſeinigen (Ueberweiſung an die Reg. zur Abhilfe) zurück. 

Abg. Lent: M H. Wenn ein Mitglied dieſes Häuſes in dieſer An⸗ 
gelegenheit das Wort ergreift mitten in einer Reihe von Mitgliedern, welche 
als Autoritäten gelten weit über die Grenzen des Landes hinaus, ſo iſt 
dies ganz ein ſchwieriges Unternehmen. Es liegt für mich eine gewiſſe 
Rechtfertigung zu einer Empfehlung der Commiſſionsvorſchläge darin, daß 
ich von perſönlichen Motiven geleitet werde, ich habe die Ehre, ſelbſt Mit- 
glied der St.⸗V.⸗Verſ. von Breslau zu ſein. Man hat von gegneri⸗ 
ſcher Seite, die breslauer St.⸗V.⸗Verſ. auf ihre Verantwortlichkeit gegenüber 
der Bürgerſchaft bei Exlaß jener Petition hingewieſen, das trifft nicht zu, 
denn wenn jemals Bürgerſchaft und St.⸗V.⸗Verſ. übereinſtimmten, jo war 
es in dieſer Frage der Fall. Weit höber als die Verantwortlichkeit der 
Bürgerſchaft gegenüber ſteht die eigene Rechtsüberzeugung der St.⸗V.⸗Verſ 
Was der Herr Miniſter des Innern in dieſer Sache geſagt hat, iſt nicht 
neu, wir haben es oft gehört, und die Gegnerſchaft des Abgeordn. Hübner 
ſtützt ſich auf eine durchaus ſchwächliche Deduction um ſo mehr, wenn man 
daran erinnert, daß er ſelber lange Jahren St.⸗Verordn. und Vorſitzender 
der St.⸗V.⸗Verſ. geweſen. - 

Die ganze Angelegenheit läßt ſich auf zwei Punkte zurückführen: auf den 
Umfang des Petitionsrechts der Stadtv.⸗Verſammlungen und auf die Stel⸗ 
lung des Stadtv.⸗Vorſtehers. Sie haben gehört, m. H., welche Rügen der 
Stadtv.⸗Verſammlung zu Breslau ertheilt worden, Sie haben gehört, wie die 
Regierung zu Breslau ſofort den Maximalſatz der Geldſtrafe gegen den 
Stadtv.⸗Vorſteher hat eintreten laſſen. (Der Miniſter des Innern Graf zu 
Eulenburg tritt in den Saal und nimmt am Miniſtertiſche Platz. Vice⸗ 
Präſident v. Unruh übernimmt den Vorfitz.) Der Abg. Hübner hat ge⸗ 
jagt, die Petition der breslauer Stadtv.⸗Verſammlung ſei nur eine durch 
einen durchlöcherten Mantel verhüllte politiſche Agitation; dem iſt zu erwi⸗ 
dern, daß ſeine Rede die mit dem durchlöcherten Mantel verhullte Reaction 
iſt. Wenn man das hört, was bis jetzt gegen die Petition angeführt wor⸗ 
den, fo ſollte man glauben, die breslauer Stadtv.⸗Verſammlung beſtünde aus 
lauter unruhigen Köpfen, leichtfertigen und zu Ungeſetzlichkeiten geneigten 
Bürgern. Nun, ich kann birfibern, daß unter den 102 Migliedern jener 
Verſammlung ſich Vertreter aller Intereſſen und politiſchen Meinungen, aller 
Berufsſtände, aller Confeſſionen befinden. a" Sache ſelbſt wende ich mich 
1 zu dem zweiten Punkt, der Befugniß des Stadtv.⸗Vorſtehers. Die 
Regierung meint, der Stadtv.⸗Vorſteher ſei berechtigt, ja ſogar verpflichtet, 
einen Gegenſtand, den er als nicht in den Kreis der Berathung gehörig er» 
achtet, von der Tagesordnung abzuſetzen. Dies iſt nicht vereinbar mit dem 
§ 7 der Geſchäftsordnung der Stadtv.⸗Verſammlung. 

In Bezug auf das Petitionsrecht aber ſcheint es mir doch ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die Stadtverordneten⸗Verſamm über jeden Gegenſtand petitio⸗ 
niren kann. Die Frage, ob die St.⸗V.⸗Verſ. eine Corporation iſt, kann gar 
nicht aufgeworfen werden; als Corporation hat ſich die Verſammlung gar 
nicht angeſehen, ſondern als Behörde. Daß man in dieſem Hauſe daran 
zweifeln würde, daß die Verſammlung eine Behörde iſt, habe ich nicht ge⸗ 
PR in der Gemeinde⸗Ordnung, in ungäbligen Miniſterialreſcripten iſt 
tet3 von beiden ſtädtiſchen Behörden die Rede. Indem ich mich nun 
anſchicke, die für das unbeſchränkte Petitionsrecht der ſtädtiſchen Behörden 
ſprechenden Beweiſe der Prüfung des Hauſes zu unterbreiten, verkenne ich 
keineswegs das Gewicht der Gegengründe, welche man ſowohl de lege lata 
als de lege ferenda entgegenſtellt. Es handelt ſich, wie der Abg. für Ber⸗ 
lin ganz richtig geſagt hat, nicht um ein communales Beſchließungsrecht, 
ſondern um das Petitionsrecht der Stadtv.⸗Verſ. auf Grund des Act. 32 
der Verfaſſung; man hat dieſen Artikel allerdings ſchon in anderen Fällen 
weit ausgedehnt, fo u. A. iſt einem Beamten ein heftiger Vorwurf gewacht 
worden darüber, daß er ſich mit einer Petition an das Abgeordnetenhaus 
We (hört! hort), weil er damit die ſchuldigen Rückſichten gegen ſeine 

orgeſetzten verletzt habe (Heiterkeit). Der Miniſter des Innern ſtützt jeine 
Deduction auf $ 32 der Verfaſſung und § 35 der Städte⸗Ordnung; beide 
Beſtimmungen können hier gar nicht zur Anwendung kommen. Sr Inter⸗ 
pretation des § 32 der Verf. iſt unſtatthaft wegen mangelnden Interpreta⸗ 
tionsmaterials. 

Alles, was bis jetzt dagegen geſagt worden, te nicht zu; wo der Wort: 
ſinn klar iſt, da darf nicht interpretirt werden, § 35 der Städte⸗Ordnung 
aber ift jo wenig sedes materiae, wie der Hr. Miniſter des Innern meint, 
daß er über die vorliegende Frage gar nicht disponiren konnte, ſelbſt wenn 
er es 1 hatte. Ich kann nicht zugeben, daß berathen und petitioniren 
gleich ſtehen; wie man die Abſicht gehabt hätte, durch den § 35 der Städte⸗ 
Ordnung den $ 32 der Verfaſſung zu beſchränken, da hätte man es nicht 
erreichen können; die Präcedenzfälle, die der Miniſter des Innern angeführt 
hat, find gar keine Präcedenzfälle, wohl aber können wir uns auf eine ganze 
Reihe ſolcher berufen. Ich erinnere an die Loyalitätsdeputationen, an die 
verſchiedenartigſten Petitionen der Kreistage; daß z. B. eine der letzteren 
ganz unbemängelt durchgegangen, welche die Unterſchrift des Landraths 
d. Gottberg trägt (bört! hört!) Es handelt ſich darin um Einführung der 
Prügelſtrafe. Aber vielleicht hat man dieſe letztere als eine innere Angele: 
genheit der Kreistage angeſehen, (anhaltende Heiterkeit). Ich erinnere ferner 
an die Petitionen aus dem Jahre 1861, über den Erlaß der Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung, welche der Abg. Hübner als Mitglied der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
Lane zu Breslau hat berathen, abjenden und in das Haus hat einbringen 
laſſen. 

Ich reſumire meine Ausführungen in folgenden 5 Sätzen: 1) Art. 32 
gewährleiſtet ein fachlich nicht beſchränktes Petitions recht. 2) Es exiſtirt keine 
ſtatthafte und zutreffende Interpretation des Art. 32 der Verfaſſung, welche 
dieſe Thatſache zu beſeitigen vermochte. 3) Der § 35 der Städte» Orbnung 
wollte und könnte den Art. 32 der Verfaſſung nicht beihränten. 4) Es 
exiſtiren keine Präcedenzfälle, welche das Recht der Stadtverordneten, zu pe⸗ 
litioniren, in Frage ſtellen. 5) Es exiſtirt eine große Anzahl von Präcedenz⸗ 
fällen, welche ein Anerkenntniß des unumſchränkten Umfanges des Petitions⸗ 
rechts in ſich ſchließen. (Redner wendet ſich nun zu einer Beweisführung 
darüber, daß die breslauer Petition eine Gemeinde-Angelegenheit betreffe.) 
Die Zahl der Preßgewerbtreibenden in Breslau iſt außerordentlich groß, nun 
denken Sie ſich dazu die fürchterliche Preßverordnung vom 1. Juni 1863 
mit den Verwarnungen, Verboten u. dgl. m. Dazu kommt die Dehnbarkeit 
des Begriffs der Beamtenbeleivigung, Aufhetzung, Verleumdung in unſerem 
Strafgeſetzbuch, woraus ein Angriff auf die Regierung abgeleitet werden 
kann. Viele hundert Bürger waren dadurch in ihrem Gewerbebetriebe bedroht 
durch dieſe mit dem Stempel der Verwerflichkeit verſehene Verordnung. 

Nun, meine Herren, wenn das keine Veranlaſſung zum Eingriff der Com 
munalbehörden geben ſoll, wenn das keine Gemeindeangelegenheit iſt, dann 
weiß ich nicht, wo eine Grenze für Gemeindeangelegenheiten — werden 
ann. Ein Mitglied der conferbativen Partei bat jüngſt gejagt, es ſei eine 
parlamentariſche Klapperjagd auf ihn gemacht worden; darauf kann man in 

That fagen, auf die liberale Preſſe iſt durch en Verordnung eine Klap⸗ 
des gemacht worden. (Beifall.) Wer die ruhige, geordnete Entwickelung 
des Staates will, der kann nicht wünſchen, daß ſich die Dinge aus den Maſ⸗ 
ſen der Aideſerſchelt ſondern aus der ruhigen Erörterung ihrer Vertreter ber: 
aus entwickeln. So erſcheint das Petitionsrecht der Stadtverordneten Ver: 
ſammlung als ein Sicherbeitsventil an dem Dampfkeſſel der Volksleidenſchaf⸗ 
ten. * es denn im äußerſten Fall nicht beſſer, die Petitionen von 994 
ſtädtiſchen Vertretungen anzunehmen, als die Bürgerſchaften dem gährenden 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beflellungen auf die Zeitung welche Sonniag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſchkint. 


Sonnabend, den 11. März 1865. 


Unwillen und der wachſenden Erbitterung zu überlaſſen? Das Petitionsrecht 
iſt ein Schutz vor der Revolution, nicht eine Anregung zur Revolution. 
Hier handelt es ſich nicht um einen Streit Einzelner, ſondern um eine Sig⸗ 
natur des gegenwärtigen Kampfes, zu welcher Signatur auch der verächtliche 
Vergleich des Oberbürgermeiſters von Prenzlau mit dem jüngiten Seconde⸗ 
Lieutenant gehört. Wann der Kampf enden wird, wer kann es wiſſen? Un⸗ 
fere Aufgabe iſt es, ihn aufzunehmen und für das Recht einzuſtehen, wo wir 
es gefährdet ſehen. (Lebhafter Beifall.) 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Regier.⸗Ralh Ribbeck: Nach dem, was der 
Herr Miniſter des Innern in der vorigen Sitzung ausgeführt hat, kann ich 
mich darauf befhräufen, im Allgemeinen zu erklären, daß durch die Gegen⸗ 
ausführungen, die wir in dieſem Haufe gehört haben, nach Anſicht der Staats⸗ 
Regierung die Legalität ihres Verfahrens in keinem Punkte widerlegt worden 
iſt. (Heiterkeit links.) Zunächſt erlauben Sie mir, dem Vorredner gegen⸗ 
über, die faktiſche Berichtigung, daß der Oberpräſident der Provinz Schleſien 
nicht in der Lage geweſen in, anzuerkennen, daß er falſch berichtet worden 
iſt. (Der Redner verlieſt das Reſcript des Oberpräſidenten.) Was die Sache 
ſelbſt betriff und zwar zunächſt die Competenzfrage, ſo ſtützen die Petenten 
ihre Vertheidigung gegen den Vorwurf eines competenzwidrigen Verfahrens 
in erſter Linie auf die Behauptung, daß eine Communal⸗Angelegenheit vor⸗ 
gelegen habe. Dieſe Anſicht hat im Haufe Unterſtützung gefunden. 
Es iſt nämlich hervorgehoben worden, daß der Inhalt der Immediat⸗Peti⸗ 
tion die Angelegenheit als eine lokale charakteriſircle. Meines Erachtens ers 
giebt der Inhalt der vorliegenden Petition gerade das Gegentheil. Die 
Stadtverordneten⸗Verſammlung verweiſt darin auf den Conflict zwiſchen der 
Landesvertretung und der Staatsregierung, dann remonſtrirt fie gegen die 
Preßordonnanz, weil fie nach der Ueberzeugung der Bürgerſchaft und des 
Landes überhaupt gegen die Verfaſſung verſtoße, weil ſie das Vertrauen 
im Lande erſchüttere und weil ſie Eigenthums⸗ und gewerbliche Intereſſen 
einer Klaſſe von Gewerbtreibenden (aha! links) berühre. 

Daran knüpft ſich der Antrag, den Landtag der Monarchie einzuberufen. 
Ich glaube, es darf dies eher eine allgemeine Landes⸗Angelegenheit, nicht 
aber eine Communal⸗Angelegenheit der Stadt Breslau genannt werden. In 
ihrer ſpäteren Beſchwerdeſchrift an das Miniſterium des Innern, behaupten 
die Petenten, es liege eine Communal⸗Angelegenheit vor, weil, indem die 
Preßbordonnanz die Intereſſen von Gewerbetkreibenden berühre, durch dieſelbe 
das ſtädtiſche Steuer⸗ und Armen⸗Budget betroffen werde. Ich glaube, m. 
H., die Petenten werden ſelbſt nicht erwarten, daß die mit den Verhaltniſſen 
vertraute Aufſichtsbehörde ſich herbeilaſſen werde, eine ſolche Argumentation 
zu widerlegen. Der Vorredner hat behauptet, der Art. 32 der Verfaſſung 
könne und dürfe nicht interpretirt werden. Ich meine dennoch, es wird dies 
nicht zu umgehen fein, denn der 8 iſt ſchon Gegenſtand der Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit geworden. In dem Commiſſionsberichte ſelbſt wird anerkannt, 
daß der Beſtimmung des Artikel 32 die Abſicht zu Grunde liegt, Collectiv⸗ 
Petitionen überhaupt zu unterſagen und dabei nur eine Ausnahme für Be⸗ 
hörden und Corporationen zuzulaſſen. Es wird alſo den Letzteren ein Pri⸗ 
vilegium in Bezug auf die Form der Petionen gegeben, nicht aber hinſicht⸗ 
lich des materiellen Inhalts derſelben. Andererſeits folgt aus dem na⸗ 
türlichen Begriff der Corporationen und Behörden und aus den Beſtimmun⸗ 
gen des Allg. Landrechts, daß ſich dieſelben materiell nur in dem Wirkungs⸗ 
reiſe bewegen dürfen, der ihnen durch den Landesherrn oder die Verfaſ⸗ 
ſung zugewieſen iſt. 

Auf die Stadtverordneten angewandt, heißt das: nach § 10 der Städte⸗ 
Ordnung ſind ſie Vertreter der Bürgerſchaft und der Gemeinde und haben 
das Mandat nach Vorſchrift der Städte⸗Ordnung zu vertreten. Folgerecht 
können Behörden und Corporationen von ihrer corporativen Eigenſchaft auch 
bei Petitionen, Beſchwerden ꝛc. nur dann Gebrauch machen, wenn die An⸗ 
gelegenheit in ihren ſpeciellen Wirkungskreis eingreift. Es iſt dann geſa 
worden, die Corporationen könnten unmöglich ſchlechter geſtellt werden, a 
Individuen, und dieſe hätten das unbeſchränkte Petitionsrecht. Beides ſt ht 
nicht auf einer Linie. Die Gerechtſame und Intereſſen der Individuen er⸗ 
ſchöpfen uch in ihrem Berufe nicht, die Behörden und Corpotationen haben 
überhaupt nur innerhalb ihres eigenen Wirkungskreiſes eine corporative Exi⸗ 
ſtenz. Es iſt ausgeführt, daß die Competenzgrenze nur gelten konnte, wenn 
die Stadtverordneten mit beſchließender Gewalt aufträten. Ich kann dies 
nicht gelten laſſen. Das Petitionsrecht iſt nicht blos das Recht, etwas zu 
wünſchen, es iſt das Recht, Bitten, Beſchwerden und Anträge vorzubringen 
und, ſobald e ſich am Collectiv⸗Petitionen handelt, nach dem Gewicht, wel⸗ 
ches den Behörden und Corporationen zuſteht. Darin liegt eben der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Eoıporationen und Individuen und daran ſchließt ſich der $ 
35 der Städteordnung, der von den Aufſichtsbehörden in Anwendung ge⸗ 
bracht iſt. Es iſt keineswegs blos Abſicht des § 35, die Befürchtung, die 
Stadtperordneten⸗Verſammlung könne in tie Executive der Staatsregierung 
eingreifen, zu beſeitigen, dazu liegt kein Bedürfniß vor, denn ſolche Beſchlüſſe 
— ſich ſelbſt. 5 0 

Man hat dann Bezug genommen auf Präcedenzfälle; die meiſten dieſer 
Fälle betreffen ſolche legislatoriſche Fragen, von denen die ſtädtiſchen Ver⸗ 
hältniſſe nicht berührt werden: Kommunalſteuer⸗Syſtem, Gemeindeverfaſſung, 
Servisweſen ꝛc. Für dieſe Fälle iſt von Staats wegen a erkannt, daß die 
Kommunalvebörden das corporative Petitionsrecht ausüben könnten. Sonſt 
hat die Staatsregierung in allen übrigen Fällen ihre jetzige Auffaſſung feſt⸗ 
gehalten. Indem ich mich in Betreff des letzten Punktes, ob die Regierung 


beſugt iſt, ſich dem Stadtverordneten⸗Vorſteher gegenüber der Executivbehörde 


zu edienen, mich auf die Erklärung des Herrn Miniſters beziehe, erſuche ich 
Sie, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen 

Miniſter des Innern. Durch ein dringendes Geſchäft veranlaßt, dies 
Haus für einige Zeit zu verlaſſen, erlaube ich mir den Worten des letzten 
Herrn Redners einige Bemerkungen, die ich nicht aufſchieben kann, entgegen⸗ 
zuſtellen. Es ſcheint mir, daß die Seite des Hauſes der der Redner ange⸗ 
bört, die Sache etwas zu advocatoriſch und parteipolitiſch auffaßt, während 
die Regierung ſich mit ihren Handlungen und der Vertheidigung derſelden 
auf den rein rechtlichen Standpunkt geſtellt hat. Ich habe nichts citirt 
als beſtehende Geſetze und nachzuweiſen verſucht, daß ich mich nicht blos 
innerhalb der Geſetze gehalten 45 — ſondern daß die Geſetze ſelbſt vorſchrei⸗ 
ben, jo zu handeln, wie ich gehandelt habe. Es kommt mir gewiſſermaßen 
naiv vor, wenn geſagt wird, warum wir dagegen wirken, daß St.⸗V.⸗Ver⸗ 
ſammlungen petitioniren, warum wir ſie dann nicht petitoniren laſſen wollen. Ja, 
m. H., mit demſelben Recht können Sie ſagen, daß jeder ſchreiben und ſich 
vereinigen kann, zu welchem Zwecke er will. So einfach liegt die Sache 
nicht. Vereinsgeſetze, Preßgeſetze, Communalordnungen können wir vor der 
Hand nicht entbebren, und jo lange wir fielhaben, miüfjen wir daran halten, 
und auch die müſſen daran halten, die durch die Geſetze verpflichtet ſind über 
die Beobachtung jener Geſetze zu wachen. Für mich iſt der Hauptpunkt in 
der ganzen Discuſſion der: können St.⸗V.⸗V. über allgemein polttiſche Ge⸗ 
genſtände petitioniren oder nicht? . a 

Die übrigen Fragen, die dabei zur Sprache kommen, ſind nebenſächlich 
und eine Reibe von Präcedenzfällen, die angeführt worden find, als bätte 
eine larere Praxis obgewaltet, kann unmöglich hier entſcheidend fein, wo die 
Drage eine brennende geworden iſt. Eine geſetzliche Beſtimmung wird Jahre 
ang nicht beachtet oder geht nebenher, weil die öffentliche Aufmerkſamkeit 
nicht erregt wird. Wird ie diskutirt und kommt zur Verhandlung in der 
Landesvertretung, ſo muß man zur Klarheit des Prinzips und der An⸗ 
ſchauung vordringen. Soweit ich ſtändiſche Kreis: und ſociale Geſetzgeb ung 
kennen gelernt und ſtudirt habe, kam ich auf den Grundſatz zurück, daß alle 
Vertretungen, die geſetzlich angeordnet ſind, nicht das Recht haben, ſich mit 
anderen Gegenſtänden zu beſchäftigen, als mit denen, die ihnen das Geſetz 
ſpeciell zuſchreibt. Bei dieſem Grundſatze muß und werde ich ſtehen bleiben, jo 
lange mir die Zügel dieſer Verwaltung anvertraut ſind, und kann mich nicht 
beſtimmen laſſen, auch wenn Petitionen mit perſönlich oder der Regierung 
angenehm wären, anders zu verfahren. Dabei muß ich ſtehen bleiben. Der 
Redner vor mir hat ein mit Beifall aufgenommenes Bild gebraucht: wir 
müßten ja zufrieden fein, wenn Vollsleidenſchaften an gewiſſen Vertretungen 
ſich abkühlen. Stadtverordneten⸗Verſammlungen jeien ein Sicherheitsventil 
auf dem Dampfkeſſel der Volksleidenſchaften. Ja, * H., ſo lange Vertre⸗ 
tungen in ihrem Kreiſe bleiben und ſich bewegen. Gehn fie außerbalb des 
Kreiſes heraus, fo werden ſie nicht das Sicherheitsventil fein, ſondern der 
ſchlecht bewachte und Üderheizte Ofen 1 Dampfteſſels (Bewegung.) 

Abg. v. Gottberg (gegen die Reſolution): M. H., es hat mi 
Wunder genommen, daß der jüngere Abg. für Breslau jo bureaukratiſch il 
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enthält aber in ihren 88 77, 78, 79 alle Competenzen, die den Aufſichtsbe⸗ 
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Daraus folgt: das Petitionsrecht ſteht den Stadtverordneten unter einem 
Geſammtnamen nicht zu und dann auch nicht in Gemeindeſachen, oder es 
ſteht ihnen zu, zu petitioniren, was fie wollen. Die Sache liegt fo einfach, 
daß es einer weiteren Ausführung gar nicht bedarf. Trotzdem iſt es erfor⸗ 
detlich, wie ſich gezeigt hat, daß das Abgeordnetenhaus eine Interpretation 
erlaſſen muß, die nämlich dahin zu gehen hat, daß den Stadtverordneten, 
Verſammlungen das volle und unbeſchränkte Petitionsrecht zuſtehe. So viel 
zur Begründung des erſten Theils meiner Reſolution. In dem zweiten wird 
empfohlen, dem Miniſterium die Petition zur Abhilfe zu überweiſen. Nun, 
m. H., daß die Miniſter ihr Verfahren ändern werden, wer glaubt das 
90 nicht, und Niemand im Lande erwartet von dieſen Miniſtern Abhilfe. 

ie Ueberweiſung an das Miniſterium ſoll auch nichts anderes ſein als eine 
erneute Ermahnung und Warnung für den Herrn Miniſter. Wenn die 
Miniſter ihrerſeits nicht müde werden, jo werden wir auch nicht müde, die 
Verfaſſungswidrigkeiten immer und immer wieder zu conſtatiren. Und 
m. H., Macht ohne Recht iſt ein ſehr gebrechliches Weſen, res detestabilis 
et caduca. Der Tag wird nicht ausbleiben, wo auch für dieſe Miniſter die 
Verantwortlichkeit eine Wahrheit ſein wird. (Lebhaftes Bravo!) 

Abg. Dr, Gneiſt: Der Herr Minifter des Innern beruft ſich auf Geſetz 

und Praxis, wir auch, nur nehmen wir es damit nicht ſo leicht. Als der 
Miniſter des Innern im Juli 1863 das Reſcript erließ, habe ich unſere Ver⸗ 
zeichniſſe perluſtrirt und geſunden, daß in den letzten zwei Ja ren Hunderte 
don Petitionen von Magiſtraten und Stadtverordneten einzeln und zuſam⸗ 
menhängend hier vorgelegt und erörtert worden find; ebenſo ift es in frül⸗ 
heren Jahren geweſen; niemals aber iſt ein Zweifel an dem Petitions recht 
der ſtädtiſchen Behörden erboben worden, gleichviel ob ſie liebſam oder un⸗ 
liebſam waren, in welchem Falle die Beſeitigung ja leicht genug geweſen wäre. 
Der Herr Miniſter des Innern iſt nicht gut berathen geweſen, wenn ihm 
von irgend einem vortragenden Rath der § 35 der Städte⸗Ordnung als 
Baſis für ein General ⸗Reſeript empfohlen worden iſt. Der 35, 
der den Wirkungskreis der Communalbehörden beſtimmt, iſt gar keine Er⸗ 
findung der Gemeinde⸗Ordnung von 1850, ſondern er ſteht in der rheiniſchen 
Gemeinde Ordnung von 1815, er ſteht in der franzöſiſchen Municipal⸗Ord⸗ 
nung, er iſt in das Deutſche überſetzt worden, er ſteht auch in der Städte⸗ 
Ordnung von 1808. Wenn der Geſetzgeber damit eine Beſchränkung des 
Petitionsrechtes beabſichtigt hätte, ſo würde er ſich jedenfalls etwas deutlicher 
ausgedrückt haben; fo aber liegt die Sache gar nicht. 
„Ich frage die verehrten Rechtsperſtändigen im Haufe: Was hat das Per 
titionsrecht zu thun mit dem geſetzlichen Wirkungskreis einer Perſon oder 
Körperſchaft, und was hat dieſer geſetzliche Wirkungskreis mit dem Petitions⸗ 
echt zu thun? (hört, hört!) das iſt die Frage. (Sehr richtig.) Die hier vor: 
liegenden Petitionen betreffen nun entweder das Beſchwerderecht über vor⸗ 
handene Geſetze und deren Anwendung, oder es find Petitionen de lege fe- 
renda und über Landesmaßregeln. Es handelt ſich hier um eine Beſchwerde 
der Communalbehörden, adreſſirt an die höchfte Obrigkeit des Landes, wegen 
Nichtbefolgung der Verfaſſung, insbeſondere der Preßgeſetzgebung. Die 
hoͤchſte legitime Obrigkeit des Königs wird um Befolgung des böchſen Ge⸗ 
ſetzes, der Verfaſſung, angerufen. Es iſt das eine Popularklage, wobei, wie 
jeder Juriſt weiß, der ganze Begriff der Competenz und der Competenzüber 
ſchreitung völlig ſinnlos iſt. Das Beſchwerderecht iſt das Sicherheitsven⸗ 
til für die Handhabung der Geſetze im Lande. In keinem Lande giebt es 
eine ſo lange Reihe älterer Beſtimmungen, die das Petitionsrecht ohne jede 
Schranke einräumen, als in Preußen. Noch nie iſt es vorgekommen, und 
ſollte es vorkommen können, Petitionen, die an die höchſte Perſon des Staates 
1 find, beſchränken zu wollen, und dies durch General-⸗Reſeripte 
zu thun. 

Die Art und Weiſe, wie wir hier Geſetze interpretiren ſehen, heißt ſchon 
mehr, Geſetze abändern; und nun dies Verfahren zuſammengenommen mit 
den executiven Strafen, das iſt nicht das Syſtem conſtitutioneller 
Miniſter, ſondern das Syſtem, wobei die zeitige Verwaltung gebietet, was 
in den Geſetzen nicht geboten iſt, und verbietet, was in den Geſetzen 
nicht verboten iſt und dieſe Gebote und Verbote durch Verwaltungs⸗ 
ſtrafen und Maßregeln durchſetzen, das iſt das Syſtem der Sternkammer⸗ 
juſtiz. (Sehr wahr!) Unſere Differenz mit jener Seite (ur Rechten gewendet) 
beſteh darin. Wir nennen eine Verwaltung nach den beſtehenden Geſetzen, 
jene Seite eine Geſetzgebung durch die b’ftebende Verwaltung (Heiterkeit und 
Zuſtimmung). Redner wendet ſich demnächſt zur Widerlegung de. vom Mir 
niſter des Innern angezogenen Präͤcedenzfälle. Wir ſtehen hier — fährt 
der Heoner fort — vor einer Pflicht des Hauſes, das Petitionsrecht als eine 
Grund⸗Axe für die geſetzliche Regelung feſtzuſtellen, an keinem Punkt berüh⸗ 
ren zu laſſen durch ſolche Beſchränkungen. 9055 glaube daher, die Ueber⸗ 
weiſung der Petition an die Regierung entſpricht nicht der Wichtigkeit der 
Sache. Ich möchte daher über den Antrag Jacoby's hinaus vorſchlagen, 
daß das Haus ſich lediglich auf die Principienfrage beſchränke und kann da: 
her nur folgende Reſolution mir vorzuſchlagen erlauben: 

Vicepräſident v. Unruh verlieſ't die vom Abgeordneten Gneiſt beantragte 
Reſolution. Sie lautet: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: Miniſterial⸗Reſcripte, 
welche den Magiftraten und Stadtderordneten, das Petitionsrecht und 
Beſchwerderecht in öffentlichen Angelegenheiten unterſagen oder beſchrän⸗ 
ken, und die darauf gerichteten Executiv⸗Maßregeln, widerſtreiten dem 

Artikel 32 der Verfaſſungs⸗Urkunde. - 

Der Antrag auf Schluß iſt von verſchiedenen Seiten geſtellt und ange 
nommen. Es folgen einige perſönliche Bemerkungen. . 
Abg. Lent: Der Herr Regierungs:Commifjar hat mir vorgeworfen, ich 
hätte nicht vollſtändig correct in B zug auf den Widerruf des Oberpraäſiden⸗ 
ten von Schleſien referirt. Ich kann darauf nur erwidern, daß, wenn der 
Oberpräſident nicht zurückgezogen hätte, es für ihn nur um jo ſchlimmer 
wäre. Ferner fol ich behauptet haben, Art. 32 der Verf. habe den Art. 35 
der Städteordnung todtgeſchlagen. Eines jo gefährlichen Ausdrucks habe ich 
mich nicht bedient (Heiterkeit). Endlich hat der Hr. Miniſter d. J. meine 
Ausführungen zu advocgtiſche genannt. Ich weiß nicht, welche Studien der 
Herr Miniſter in Bezug auf die Pflichten des Abvocaten gemacht hat. Die 
Gerichtsordnung ſchreibt vor: Die Advocaten haben die Rechte der Parteien 
mit Sorgfalt und unermüdlichen Aufmerkſamkeit wahrzunehmen, ſich davon 
durch keine Menſchenfurcht oder andere Rückſichten abhalten zu laſſen, ſelbſt 
weder die Wahrheit zu verdrehen noch zu verdunkeln (Heiterkeit), beſonders 
aber den Deputirten des Gerichts bei feinen Inſtructionen fleißig zu con⸗ 
troliren. (Große Heiterkeit.) N 

Abg. Ur. Jacoby zieht ſein Amendement zu Gunſten des Gneiſt'ſchen 
zurück, für das ſich auch Graf Schwerin erklärt, da er das Verfahren der 
Regierung zur Erreichung ihres Zweckes nicht für gerechtfertigt bält. Abg. 
v. Kirchmann, der Hrn. v. Gottbera antworten will, wird durch den Zus 
ruf „keine perſönliche Bemerkung“ und ſchließlich auch durch den Präſidenten 
unterbrochen. i 

Nach Runge's mit Beifall aufgenommenem Schlußreferat wird Gneiſts 
Reſolution mit ſeht großer Majorität angenommen. (Dagegen ſtimmen 
nur die Conſervativen und ein kleiner Theil der Katholiken.) 

Schluß: 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen Sonnabend 1 Uhr. (T. O.: 
Fortſetzung der beutigen.) 


Telegraphiſche Depeſche. 

Paris, 10. März. Der Senat begann heute die Adreßdebatte. 
Nach mehreren Reden, welche kein Intereſſe boten, wurde die General⸗ 
discuſſion geſchloſſen und erfolgte ſodann die Annahme der 11 erſten 
Adreßparagraphen. 


der Sede ee Feen ie den Standpunkt von Behörden zu vin⸗ 
dieiren. (Lauter!) Er kann ſich darüber mit dem Abgeordneten für Berlin 
auseinanderſetzen, der die Stadtverordneten Vertreter der Commune genannt 
bat. Wenn nun der Abg. für Berlin meint, daß den Corporationen ein hoͤ⸗ 
bere3 Petitionsrecht als den Einzelnen zuftebe, jo muß ich ihn auf eine Aus⸗ 
führung verweiſen, die im Jahre 1860 der Führer der damaligen Regie⸗ 
rungspartei darüber abgegeben bat. (Redner citict die betreffende Stelle aus 
einer Rede des Freiherrn v. Vincke. (Ruf: Lauter!) M. H.! Ich bin 
kein Wetterprophet, aber Blitz und Donner .. . (Heiterkeit) Beide Herren 
für Breslau haben dem Herrn Miniſter langes Leben gewünſcht, ich mochte 
auch den Hrn. Reg⸗Commiſſar in dieſen Wunſch einſchließen, aber wenn der 
jüngere Abg. für Breslau meint, daß der Hr. Miniſter Methuſalems Alter 
erreichen müßte, um die von ihm gewünſchten Erfolge zu ſehen, ſo verweiſe 
ich auf die Wechſel der Situationen, die ſchnell hintereinander eingetreten 
ſind, erſt die National⸗Verſammlung, dann die conſervative, dann die liberale 
Maiorität, endlich die Fortſchrittspartei, wer weiß, was folgen wird. 

M. H.! Die Stadtverdrdneten wahren ihre Würde nicht, wenn ſie gegen 
Bürgermeiſter und Magiſtrat opponiren, oder gegen das Miniſterium, oder 
es an der Ehrfurcht gegen Se. Majeſtät den König fehlen laſſen, die durch 
Pietät und Herkommen geboten iſt. Die Fortſchrittspartei wünſcht allerdings, 
daß die Regierung gezwungen ſei, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten Ber: 
ſammlungen auszuführen. Aber ſo weit ſind wir noch nicht, (Redner wird 
faſt ganz unbörbar und öfter durch den Ruf: „lauter“ angefeuert.) M. H.! 
dem Geiſt der Auflehnung, der ſich ſo kund giebt, muß die Staatsregierung 
mit Kraft und Energie entgegentreten. Die Selbſtſtändigkeit der Kommunen 
iſt ein zweiſchneidiges Schwert. Es iſt ein großer Unterſchied, ob dieſe Selbſt⸗ 
ſtändigkeit ſich innerhalb der Geſetze hält, oder 05 fie agitatoriſch wird. Ich 
bin mit dem Vorgehen der königl. Staatsregierung ganz einverſtanden. 
Meine Herren, wenn von dem geſprochen wird, was die Könige Preußens 
für die preußiſchen Städte gethan haben, ſo geſchah es nicht, um ſie vom 
liberalen Bürgerthum tyranniſiren zu laſſen. (Heiterkeit) Meine Herren! 
Gerade die größten Könige Preußens würden den liheralen Communen noch 

anz anders entgegengetreten ſein, als der Herr Miniſter. Ich bin der An⸗ 
icht, daß das Miniſterium die Aufgabe hat, der Volksſouveränetät, die ſich ge⸗ 
gen die Souveränetät der Krone erhebt, der parlamentariſchen Regierung mit 
aller Kraft entgegenzutreten, möge dies auf politiſchem oder auf communalem 
Gebiete geſchehen. 

Abg. Virchow: M. H. Ich ſehe ab von den oben gehörten Anſichten 
des Vorredners über den König, indem er fo tbut, als wenn er ein ver⸗ 
trauter Freund des Königs ſei (Heiterkeit), Ich halte das nur für eine 
Ueverhebung. Eigentlich ſtreiten wir über etwas, das die Regierung ledig⸗ 
lich nach ihrem eigenen Geſichtspunkte beurtheilen zu müſſen meint. Wenn 
gerade eine larere Praxis gilt, dann läßt man die Slädte⸗Ordnung bei 
Seite; wird ſie brennend, dann holt man die Städteordnung wieder berbor 
Der Abg. für Stolpe jagt, daß der § 35 jedesmal dann zur ſtrieten Ans 
wendung kommen müſſe, wenn die Stadtveroronetenverſammlungen agitato⸗ 
riſch verfahren, wodurch wieder nicht ausgeſchloſſen ſein ſoll, daß behufs 

Kundgebung patriotiſcher und loyaler Geſinnung der Zutritt zu Sr. Majeftät 
verſagt werden ſoll. Die Frage ſteht alſo ſo: Wann das Geſetz Geltung 
habe und wann nicht, oder wann findet das jeweilige Miniſterium es ange⸗ 
meſſen, die Städteordnung anzuwenden und wann nicht? Das iſt das 
bunctum saliens. Die Beſchwerden mögen alſo immerhin hier discutirt wer: 
den, maßgebend iſt nur das Vorige. Jeder muß eingeſtehen, daß der § 35 
der Städteordnung nur dann zu Recht beſtehen kann, wenn er mit Art, 32 
der Verfaſſung übereinſtimmt. Beſtimmte Art. 32 der Verfaſſung Anderes, 
dann würde § 35 der Städteordnung ungiltig ſein. 

Der Abg. für Oels wendet allerdings eine eigene Dialektik an, die er 
J.denfalls nicht als Stadtverordneter gelernt hat. (Heiterkeit). Wenn er die 
Stadtverordneten weder für eine Behörde, noch für eine Corporation, noch 
für Beamte hält. Er hat vergeſſen, daß die Städte⸗Ordnung ſelbſt im § 5 

ſie Stadtbebörden nennt, und zwar find fie nach der Städte⸗Ordnung coor⸗ 
dinirte Bebörden. Eben jo hat der-Abg. für Oels vergeſſen, daß die Stel⸗ 
lung der Stadtverordneten auch eine amtliche iſt. Nach der königl. Kabinets⸗ 
Ordre vom 10. September 1847 ſind an Stadtverordneten beſondere Amts⸗ 
zeichen verliehen, doch jedenfalls in der Vorausſetzung, daß ein Amt dadurch 
geehrt werden ſolle. Der Miniſter des Innern verweiſt immer auf das 
Landrecht, um danach Artikel der Verfaſſung zu interpretiren; dem gegen⸗ 
über verweiſe ich auf Art. 109, der ſonſt ſo gern von der Regierung ange⸗ 
9 5 wird und nach dem alle Geſetzesbeſtimmungen nur fo weit fie der Ver: 
aſſung nicht zuwiderlaufen, in Kraft ſind. Kann es nun nicht zweifelhaft 
fein, daß nach Art. 32 den Behörden und Corporationen geſtattet iſt, unter 
ihrem Geſammtnamen zu petitioniren, dann entſteht die Frage, warum es 
denn die Communalbehörden nicht dürfen. Der viel citirte § 35 kann dem 
nicht entgegenſtehen. Nach dem Wortlaute deſſelben brauchten die Stadtver⸗ 
ordneten eine Petition nur obne Berathung und ohne Diseuſſion beſchließen, 
ſo würde durch ein geſchicktes Arrangement die Petition ſich von dem Hrn. 
Miniſter ſchwerlich zurückweiſen laſſen. 

Was find denn aber Gemeinde⸗Angelegenheiten? Nach dem Miniſterial⸗ 
Reſcript vom 29. April 1842 wird durch Art. 32 der Verfaſſung den Behör⸗ 
den und Corporationen das Petitionsrecht unter einem Geſammtnamen in 
denjenigen Angelegenheiten zugeſtanden, welche den Competenzen oder unmit⸗ 
telbaren Intereſſen der Behörden oder Corporationen angehören. Nach dieſem 
Grundſaß des Herrn v. Weſtphalen gehört alſo jede Frage, welche die Ge: 
meinden in den Bereich ihrer Inkereſſen ziehen, zu ihrer geſetzlichen Compe⸗ 
tenz. Außerdem kann jeder Antrag zu einem communalen dadurch gemacht 
werden, daß man ihn mit Geldbewilligungen verbindet, wie das z. B. bei 
dem Oktoberfeſt in Leipzig der Fall war. Wenn die Regierung ein treuer 
Wächter des Geſetzes wäre, dann müßte ſie allen ſolchen Beſchlüſſen, als 
dem Geſetze zuwiderlaufend, entgegentreten, aber die Regierung will keine 
ſtrenge Praxis, wenn nur geſchieht, was fie will. (Sehr richtig.) Eben fo 
mögen fi die Beamten immerhin an politiſchen Demonſtrationen betheili⸗ 
gen, wenn ſie nur im Sinne der Regierung ſind. Wäre der Herr Miniſter 
anweſend, ſo würde ich auf ſein Ofengleichniß näher eingehen. Die Stel⸗ 
lung, die der Herr Miniſter den ſtädtiſchen Behörden anweiſt, iſt etwa die, 
daß ſie mit einem Weihrauchfaß umhergehen ſollen, um die jeweiligen Mi⸗ 
niſterien zu beräuchern. (Gelächter.) a 

Der Regierungs⸗Commiſſar vindicirt der Regierung das Recht, gegen die 
Stadtverordneten⸗Vorſteher mit Strafen vorzugehen. Die Städteordnung 


hörden zukommen. Nach dieſen kann fie gegen die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
Feſen be überhaupt, aber nicht gegen den Stadtverordneten⸗Vorſteher in 
erſon vorgehen. Die Regierung erkennt eine Continuität der Städteord⸗ 
nung von 1853 mit der von 1808 nur dann an, wenn ſie eine Verſchlechte⸗ 
rung enthält, andernfalls vermag ſie dieſe Continuität nicht herauszufinden. 
Befindet ſich die Regierung nur auf guten Wegen, dann wird ſie niemals 
durch die freiere Interpretation des Art. 32 Gefahr laufen; daß wir aber 
Geſetze geben ſollten, um eine Regierung auf falſchen Wegen zu unterſtützen, 
das kann uns Niemand zumuthen. Es war ein conſervatives Vorhaben der 
Städte, wenn fie das Miniſterium von dem beſchrittenen Wege zurückführen 
wollten. Steht das Recht der freien Preſſe dann nicht mit dem der Schule 
gleich? Hat es nicht noch eine höhere Bedeutung für die Entwickelung des 
Voltes? Die königl. Staatsregierung war es, welche das Land auf den Weg 
binbrängte, und da waren die conſervativen Städte, welche die Bewe⸗ 
gung aufhielten. Die königliche Regierung muß es zugeſtehen, wenn ſie 
borurtheilsfrei die Sachlage erwägt, daß auf ſolchem Wege, wenn 
die Städte in gefährlichen Momenten ſich zu Organen der Wünſche 
der Bürgerſchaft machen, am beſten die Continuität der Entwickelung 
eſichert iſt, wenn aber die Regierung die Entwickelung nicht will, dann frei⸗ 
ich muß fie Alles als agitatoriſch zurüdweiſen, dann iſt das Petitionsrecht 
gefährlich, aber nicht für den Staat, ſondern für das Miniſterium, aber das 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


kann man uns doch nicht zumuthen, daß wir das für eine große Gefahr] f f in 
halten ſollen. (Gelächter.) Rehna Sie daher, m. 5, den Commiſſions⸗ in Peter Sale Ft, Neuere, Bas 2 05 ri tun und Wetten 
Antrag an 358 (Bei 10 allerdings noch correcter erſchtene, den Antrag des] fur der Luft nach Reaumur. | rometer. | ratur. tärke. 
Herrn Jacoby. (Beifall. — 
i kurzen Ent, 1 5 iar Ri Breslau, 10. März 10 U. Ab.] 329,71 0,4 W. 1. Trübe. 8 
Nach einer kurz gegnung des Regieruungs⸗Commiſſar Ribbech 11. Mar 6 U. Mr.] 328,51 vol R. 1. — Ei 


‚erhält das Wort: ö i 

Abg. Dr. Jacoby (geg. d. Commiſſ.⸗Antr.): M. H. Durch die vorherge⸗ 
gangenen Ausführungen fühle ich mich der Verpflichtung äberhoben, ein⸗ 
gebender die Frage zu beleuchten. Ich will nur mit wenig Worten die von 
mir geftellte Reſolution empfehlen. Der Herr Miniſter will, wie es ſcheint, 
den erfaſſungsmäßigen Rechten in keiner Weiſe zu nahe treten, er will nur, 
daß ein Jeder dieſe Rechte innerhalb der Schranken feiner Befugniſſe aus⸗ 
zuüben babe, Jeder Beamte hat das Recht der freien Meinungsäußerung, 
aber er fol diefes Recht nur ausüben innert lo feiner Befugniſſe, d. b. nach 
dem Sinne und in der Richtung, die der Miniſter vorſchreidt. So verhält 
es ſich auch in vorliegendem Falle. Die Stadtverordneten. Verſammlungen 
baben das Petitionsrecht, aber fie follen es nur ausüben dürfen innerhalb 
ihrer ae d. h. nur in Gemeinde⸗Angelegenheiten. Nun fagt Art. 32 


brechen? ũwm t .o eL — . a FR 
Breslau, II. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 23. U.⸗P. 3 F. 9 3. 
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Auswärtiger amtlicher Waſſer⸗Rapport. 
Am Pegel zu Ratibor ſtand das Waſſer der Oder den 10. März, Nach⸗ 
mittags 4 Uhr, 6 Fuß. — Der Eisgang bei Pr.⸗Oderberg hat geſtern Abend 
um 6 Uhr ftattgefunden. In Ratibor iſt der Strom frei. 


= Kofel, 10. März. Das Waſſer in der Klodnitz ſteigt, der Eisgang 
dagegen hat weder in dieſem Fluſſe noch in der Oder bis jetzt begonnen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 10, März, Nachm. 3 Uhr. Der Tod des Herzogs von Morny 
wilkte ungünftig auf die Börſe. Das Geſchäft war unbelebt, die Stimmun 
Mau. Die pros begann in siemlid matter Haltung zu 67, 65, ftieg bis 67, 
5, fiel auf 67, 60 und bob ſich schließlich auf Notiz. Italien. Rente war 
feſt. Conſols von Mittags 1 uhr waren 89 gemeldet. Schluß⸗Courſe: 
Iproz. Rente 67, 70. Italien. Sproz, Rente 65, 05. proz. anier — 


der Verfaſſung: das Petitionsrecht ſteht allen Preußen zu. Petitionen unter 
einem Geſammtnamen können nur von Behörden und Gorporationen erlaſſen 
werden. Eine Beſchränkung des Petitionsrechts kennt die Verfaſſung nicht; 
= Kat das Petition srecht entweder ganz oder gar nicht, ein Drittes giebt 


— 20 


nl * 


3 } v “ 2 * > j x 
Iproz. Spanier —, Oeſterr. Stgats⸗Elſend. Aktien 441, 25. Credil⸗Mob.⸗ 
Aktien 886, 25. Lomb. Eiſend.⸗Aktien 546, 25. i 

Wien, 10. März, Nachmittags 2 Uhr. Staatsbahn war * 
Schluß ⸗Courſe: öprozent. Metall iques 71, 70. Icbzer Looſe 88, 40. 
Bank⸗Aktien 801. Nordbahn 182, 30. National⸗Anteihe 78, 60. Credit⸗ 
Altien 184, 30. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 196 10. Galizier 224, —. 
London 112, 30. Hamburg 84. —. Paris 44, 60. Böhm Weſtbahn 162, 75. 
Creditlooſe 129, 60. 1860er Looſe 83, 25. Lombard. Eifenbabn 245, 50, 

Frankfurt a. M., 10. März, Nachmittags 2 Ubr 30 Minuten. Das 
Hauptgeſchäft wurde in Amerikanern gemacht. Schluß⸗Courſe: Wiener 
Wechſel 105. Linnländ. Anleihe 84 % B Neue 4 proz. Finnland. Pfand⸗ 
briefe 83%. 6% Vereinigte Staaten⸗Anl. pr. 1882 56 Oeſterr. Bank⸗ 
Antbeile 836. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 192%. Darmſt. Bank⸗Attien 237%. 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 117% Böhm. 
Weſtbahn 72%. Rhein⸗Nahebahn 32. Ludwigsb.⸗Bexbach 148%. Heil. 
Ludwigsbahn 135%. Darmſt. Jettel⸗Bank 260. 1854er Looſe 76%. 1860er 
Looſe 83% B. 1864er Looſe 92%. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. 5pruz! Metall. 
62% B 4 proz. Metall. 55%. N 

Hamburg, 10. März. Nachm. 24 Ubr. Börfe feſt. Amerikaner und 
ruſſiſche Prämien⸗Anl., letztere zu 83% begehrt. Bedeckter Himmel. Schluß⸗ 
Courſe: National⸗Anleihe 69%. eſterr. Credit⸗Aktien 81%. Vereins⸗ 
ank 106 . Nordd. Bank 115%. Rhbeiniſche 110. Nordbahn 79%. „Jing 
Anl. 83. Eproz. Verem. Staaten⸗Anleihe pr. 862 51%. Diskonto 2% %. 
Wien 85, 75. Petersburg 27%. . 

amburg 10. März. [Getreidemarkt.] Weizen ſehr ruhig. Roggen 

desgl., ab preußiſchen Oſtſeehäfen matter. Termine geſchäftslos. Oel Mai 
61 —25 %, Okt 235%. Kaffee loco ruhig. Zink 4500 Ctr. pr. Frühj. 13%. 

Liverpool, 10. Marz, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 4000 —5000 
Hallen Umſatz. Wochenumſaß 40,860, zum Export verkauft 5130, wirklich 
exportirt 5049, Confum 31,000, Vorrath 588,000 Ballen. Amerikaniſche 16, 
fair Dhollerab 12%, middling fair Dhollerah 11, middling Dhollerah 10, 
Bengal 6%, Oomra 12, ß 

London, 10 März Berreibemartt (Schlußbericht). In Weizen, 
beſchränktes Geſchäͤft, Srübjahrägetreibe feſt. — Regenwetter. j 

Amſterdam, 10. März. Getreidemarkt (Schtußbericht). Weizen un⸗ 
verändert. Roggen auf Termine etwas flauer, ſonſt unverändert, ſtille. 
Raps Frühjahr 7144, Herbſt 67%. Rübdl Frühjahr 39%, Herbit 38. 


Berliner Börse vom 10. März 1865. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Zt. 


Fonds- und Geld-Course. 


Freiw. Staats-Anl. . 4 ½ 102 G. Dividende pro 1862 1863 


Staats-Anl. von 1889/6 106 bz. 

dito 1850, 524 98% br. Aachen-Düsseld. 3½ f 3½ 3½ 101 bz. 

dito 185314 98½% bz. Aachen: Mastrich — | — 4 [40% ba. 

dito 1854(4½% 102% bz Amsterd -Rottd..| 6 61, 4 118 bz. u 0 

dito 18554 ½ 102% be. Berg -Märkische. 805 61, 4 J14%½ ba. 

dito 18564 ½10 % bz. Berlin-Anhalt. ..| 81 2, 4 1190 8. 

dito 1857 41 102% bz. Berlin-Görlitz. 9 — 4 — ja 195 bz. 

dito 18591415 102% bz. || dito 8. Prior. — — !5 19814 ba. 

dito 1864|41|, 1021, ba. ‚Berlin-Hamburg]| 61, | 7%, 4 |145 br. 
Staats-Schuldscheine 31, 911, ba. 'Berl-Potsd.Mg..|14_ |14 44 ]215 B. 
Präm.-Anl. von 1858 3½ 129% bz. Berlin. Stettin. 7% 38½ 4 16 b2.(i.D) 
Berliner Stadt-Obl. q 4½ 102% ba. |Böhm.-Westb....| — 7 >15 73. b. 
3 Kur- u. Neumärk. 3½,87½% bz. Breslau-Freib. . . 8 2% 4, 148 br. 
5 | Poinmersche..... 3141871, v Cöln-Minden. . 12% 1218), , 15121206 G. 
E) Posensche. . . , 4 — — Cosel-Oderberg.] % 1½ 4 162% „ 
dito N 6 dito St.-Prior.] — — 40089 bz 
/. dito neue. . 4 |95 bz. dio dito — —- 5 995, E 
& (Schlesische......:|31g|924, G. aliz.Ludwigsb.| — |6 i 00 etw. be- 
3/ Kur- u. Neumärk. 4 j98% W. udwigsk.-Bexb.] 9 9 4 149 bz, 
5| Pommersche . 4 |98% bz. Magd.-Halberst. J 2½ 1229, 4 1220 5. 
E Posensche 4 97 bz. Magdb.-Leipzig..|17 11 4 1299 B 
2 (Preuss ische 4 98% bz. Mainz-Ludwigsh| 7 7 4 1321, ba 
& )Westph.u. Rhein 4 ‚98% bz. Mecklenburger. 2% | 21a [18% da. u. B 
3 Sächsiche:..... 4 |98% bz. Neisse-Brieger 4, 1 102%, 6 
Schlesische 4 0% bz. in ei 200 4 7 65 1 5 

isd' 7 Niederschl. Zwabſ 211/, *. 
Louisdior MOM dee en. 90% Baly ran Fr. WI. 2 4 lte . e. 


Oderschlsg. A... 359 6 5 172 ba. 


. 
N 


i 313/151 
Ausländische Fonds. a ae 1 10 % 2272 a 172.b2. 
Oesterr Metalliquesjd 64½ G. 8 5 3 2 116% 2 18 en 
dito Nat-Anl . |6 70% bz. u. G. n 2 2 4 624% bs. 
e Lott -A . 05 bee 6 6 „ ies. 
1 dito Ki: x bz. u. 6 dito Stamm- Pr. 6 6 1114 6 
ee Rbein-Nakebahn| -— — , 924324324, ba. 
Eisenb -L.. I |78 bz. Rür.Ort.K.@ldb..| 4½%/ s 3441103 be. 
Russ -Engl. Anl. 186205 a Posen. ‚1.6 31,98%, ba. (I. D.) 
dito Holl Anl. 186415 84, 8. ringer ... . . 7% 745 4 ta 4 
dito Poln Sch: Obi |74, ba. Warschau-Wien] — | —  |5 62% a 63% tm | u 


Poln.Pfandbr III Em. 76 a ½ bz 
Poln. Obl. a 500 Fl 89% G. 


dito s 300 Fi. 92½ B 2 6-Papiore. 
„ 15 MR Bank- und Industrie- Pap 
Kurhess 40 Thir..- . ‚53% R. Berl. Kassen- V. | 5% 6 4 128 8. 
Baden. 35 Fl. Loose. — 39% etw bz. ||Braunschw. B. 4 — 14 fes B 
22. PSP As Pal 5 85 4 = & B. 
8 - * Danz ank. . 
Eisenbahn Prioritäts Aotien 8 ee 5 6 1 
Berg.-Märkische 44 ½ 101 ½ B Geraer Bank. . 71 1 4 E 4. B. 
dito II. 4 10 . Gothaer „ | su on 4 105 bj 
dito IV. 84K 6. Hannoversche B. 5 5 4 1100%etw.bz u. B. 
dito III. v. St. 3/4. 3½/54 bz. Hamb. Nordd. B.] 6 4 11,0 
Cöln-Minden.........(449]102 U „ Vereins-B. 51 1 4 107 ½ 0, 
dito Us 104 B Konigsborger B.| 51 54, |3 108% ©. 
dito 4 445 6. Luxemburger B. ü0 9 58% B. 
dito un 3 8 —— ao 1 1102°6 
dito nen bs Sener 64, 4 01% B. 
dito v. 1 02% b reuss. A.) 8 17 I 114% ba. 
Cos.-Oderb, (Wilh,) 5 18. Thüringer Bank, 3 1% f 70 
Galiz. Ludwigsb.... 46 86 B Weimar „ 15 5% 4 100 f 
Niederschl. Mrk 44 967 8. 
dito conv-[d4 |9 Berl. Hand.-Ges.| 9 8 4 114 B. 
dito 14 ad bz, Coburg.Credb.A.| 8 7 101%, G. 
dito IV. ½% 1e B. Darmstädter „ 6½ 5½ 4 92% l. P. b 
Niederschl. Zweigb.- Dessauer „ — — 4 3% p. 86:6 
Lite. C. . % (688, % Disc-Com.-Anl..| 1 J 61 108% ba. u. G. 
Oberschles. 4. 4 86% 6. Genfer Credo. A.] 3 — 14 [42% bz. u. G. 
dito ö = Leipziger „ 31 |4 f 0 DaB. 1 b. 
dito G Meininger 244 7 4 1101 bz. 
dito 288 MoldauerLds.-B.| 2% 2½ 4 (41 ps. 
dito 4441018, Desterr.Oredb.A.| n „ ee 
dito ala G. Schl. Bank-Ver..| 6 |6 4 100% 8. 
Oest. Fran: 257 ½% b v. G. 
Oest. südl. St.- E. q 3 1248 ba u. 6. SEITE 
Rhein. v. St. gar... 4½ 102 G. Minerva. . — — 72 du. 
Rhein-Nahe-B. gar. 40101 ba. Fbr.v.Eisenbbfd. 8 s 1% B 


Berlin, 10. März. Weizen ioco 44—57 Zyl, nach Qualitat. gelber 
märkiſcher 52 Thl. ab Bahn bez. — Roggen loco 81 83pfd. 35% Tbl. 
ab Bahn bez., Lieferung pr. Frühjahr 34, — , Thl. bez. und Gl, % Thl. 
Br., Mai⸗ Jun 35 , —35 Thi. bez. und Gld, % Tbl. Br., Junt⸗Jull 36% 
—4 Thl. 1 und Gld, % Thl. Br., Juli⸗Aug. 37% Thl. Br., 37 Thl. 
Gld., Sept. Okt. 38 K — 38 Thl. bez. und Gld., % Thi. Br. 


Breslau, 12 März. Wind: Nerd⸗Oſt. Wetter: Schneetreiben. 
Thermometer Früh 1 Grad Wärme. Bei 5 Zufuhren wa⸗ 
ren die Getreidepreiſe am heutigen Martte wenig verändert. ; 
„Weizen preishaltend, pr. 84 fund weiße bruchfreie Waare 60 bis 
65 Sgr., wenig erbrochene 52 54 Sgt., erwachſene 48—50 Sgr., gelbe 
bruchfreie Waare 57 60 Sgr., wenig erbrochene 48-52 Sgr., erwachſene 
42 bis 46 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Nagl behauptet, 
pr. 84 Pfd. 40 — 2 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Gerſte 
preishaltend, pr. 74 Pfd. weiße 36—38 Sgr., helle 33—34 Sgr., gelbe 31 
— 2 Sgr. Hafer ruhig, pr 50 Pfd. 24-27 Sgr. Erbſen ſchwa⸗ 
cher Umſatz. — Wicken gefragt, 62 —70 Sg: — Oelſaaten fell. — Lu⸗ 
pinen in trockener Waare geſucht. — Schleſiſche Bohnen geſucht. — 


Schlagletn feſt — Rapskuchen beachtet, 50 — 52 Sgr. pr. Cinr. 
Sgr pr. Sf. Sgr. vr. Sch 
Weißer Weizen, alter 6 64—73 Erbſes 1 88 81 
8 ar : neuer 3 60 67 Wiaet 62-6470 
Gelber Weizen, alter 58 (4. 68 Lupinen . 4560-72 
MEERE. RR * er a Bohnen TR 78-98 
rwachſener Weizen 7 6. gr. pr. Sa d. Brutto. 
N - |isananen 89 41-42 Schlag⸗Leinſaat. 155 —175— 03 
Geſſte, neue 31 3-38 Winter⸗Raps 176 206 — 223 
Daſer, neuen 23--25-.27 Winter⸗Rübſen 173 193 -* 


Kartoffeln pr. Sack & 150 Ri. Netto 22—26 Sgr., Mete 1% Sgr. 
1 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß. Warth und Comp. W. Friedrich) in Myesslau. 


